
Schuldenbremse

Interview:FrancescoBenini,DorisKleck

InderWintersessionentscheiden
dieParlamentarierüberdas
BudgetdesBundes.Was sind
IhreErwartungen?
MariusBrülhart:Eswirdeine intensive
Debatte geben. Spätestens imFrühling
findet das Parlament einen Kompro-
miss.
Christoph Schaltegger:Die richtige De-
batte ums Sparen fängt erst im kom-
menden Jahr an. Jetzt geht es darum,
den Basar der Ansprüche fürs Budget
2025 auszubalancieren. Danach stellt
sich die grundsätzliche Frage:Wowol-
lenwir hinmit demStaat?Das ist nicht
nureinefinanzpolitische, sondernauch
eine gesellschaftspolitische Frage.

WelcheNotegebenSiedem
Bundeshaushalt?
Brülhart: 5,75. Der Bundeshaushalt ist
im Verhältnis zum Bundesinlandpro-
dukt seit derEinführungder Schulden-
bremsekonstant geblieben.Die Schul-
denquote ist vondamals 24Prozentdes
Inlandprodukts auf heute 18 Prozent
gesunken. Das heisst: Unsere Staats-
finanzen sind in blendender Verfas-
sung. Warum gebe ich keine 6? Es
braucht einenMehrbedarf fürdieAHV
und–gemässBegehrlichkeitenausdem
Parlament – für die Armee.
Schaltegger: Die Schuldenbremse als
AnkerderFinanzpolitikhatdie sehrun-
günstige Entwicklung der Neunziger-
jahre korrigiert. In der Corona-Krise
gab es ausserdem die Möglichkeit zu
reagieren, und die Schuldenquote er-
höhte sich seit 2020 wieder. Es gibt
Entwicklungen,diemir Sorgebereiten:
Die Sozialausgaben steigen sehr stark
an und sind an gesetzliche Automatis-
mengebunden.DerBundeshaushalt ist
auch für viele Interessengruppen zur
Beute von Subventionen geworden.

HatderBundzuviel ausgegeben
inden letzten Jahren?
Brülhart: Der Bund hat Schulden zu-
rückgezahlt bis zumAusbruch vonCo-
rona. Und die Fiskalquote ist seit der
Jahrtausendwende insgesamt sogar
gesunken. Das Bild eines wuchernden
Staates, der die Privatwirtschaft auf-
frisst, ist völlig falsch.
Schaltegger: Das sehe ich anders. Der
Staat sollte zur Bereitstellung von öf-
fentlichen Gütern da sein. Er bewegt
sich aber zunehmend im privatwirt-
schaftlichenBereich – indemer reihum
Subventionen verteilt, indem er Betei-
ligungen an Unternehmen hält, die in
der Privatwirtschaft wildern. Da ver-
lässt der Staat dasGebiet, fürdas er zu-
ständig ist. Dazu passt die Regulie-
rungsdichte – das ist ein Tsunami in
verschiedenen Bereichen.
Brülhart:Mit Corona kam eine Ausga-
benwelle, ja. Aber von einemTsunami
sehe ich nichts. Die Staatsausgaben
sindheutekleiner, relativ zur gesamten
Wirtschaftsleistung, als vor Corona.
Schaltegger:Wir sindnicht inderselben
schwierigenLagewieunsereNachbar-
länder, ja. Dort zeigt sich das Resultat

eines ungesunden Ausgabenappetits
deutlich. Aber wenn sich der Staat im
BereichderPrivatwirtschaft ausbreitet,
ist das auch bei uns übergriffig.

NennenSieBeispiele.
Schaltegger: Der Staat hat sich ausge-
dehnt im Arbeitsmarkt, der Gesund-
heitspolitik, imEnergiesektor et cetera.
Er subventioniert die Erneuerung von
Heizungen. Energiepolitik wird zur
Subventionspolitik. Man könnte Um-
weltpolitik viel effizienter gestalten.

MitLenkungsabgaben.
Schaltegger:Genau.

Aberdaswill die Stimmbevölke-
rungnicht.
Schaltegger:Manchmalbraucht esmeh-
rere Anläufe. Man kann auch geschei-
ter werden.
Brülhart: Es gibt nicht nur staatliche
und private Aktivitäten – es gibt auch
einen Bereich dazwischen.Wenn eine
Firma auf Wärmepumpen umstellt,
geht das für sie finanziell vielleicht
nicht auf – aber eshat ökologischeinen
positiven Effekt und senkt die Abhän-
gigkeit vonausländischenEnergiequel-
len. Ja, Lenkungsabgaben wären das
beste Instrument.Weil dasCO2-Gesetz
gescheitert ist, kam man von Len-
kungssteuern ab und wich auf den
zweitbestenAnsatz aus:DerBundver-
sucht, das Problem mit Subventionen
anzugehen.

FürdieAHVmüsstederBund
wenigerMilliardenausgeben,
wenndasRentenalter erhöht
würde.Das ist aber sehr schwierig
inder Schweiz.
Schaltegger: Sollen wir kulturpessimis-
tischwerden?DieSchweizerDemokra-
tie hat immer wieder gezeigt, dass die
Leuteüber ihrenEgoismushinausden-
ken. Die steigende Lebenserwartung
ist etwas Schönes – da ist es sinnvoll,
wenndieMenschenmit einer längeren
Erwerbszeit zur Sicherung der Renten
beitragen. Bei der AHV-Finanzierung
gibt es ein grundsätzliches Problem.

Welches?
Schaltegger: Eine Versicherung sollte
vondenVersicherungsnehmernfinan-
ziertwerden.DieBundeskassebezahlt
hier aber immer mehr. Man muss die
Versicherungsnehmer stärker in die
Verantwortung nehmen. Die AHV ist
keine Bedarfsleistung, die über allge-
meineSteuernfinanziertwerdensollte.
Brülhart: Die AHV ist beliebt, weil es
eine gewisse Umverteilung von oben
nach unten gibt. Ein höheres Renten-
alter wäre für Leute mit interessanten
Bürojobs kein Problem. BeiMenschen
mit wenig erfüllenden oder körperlich
anspruchsvollen Tätigkeiten sieht es
anders aus.VorderenAnliegenbraucht
es einegewisseDemut, auchvonseiten
derÖkonomie.
Schaltegger: Es gibt auch eine Umver-
teilungzwischendenGenerationen.Zur
Debatte steht nun die Frage:Wie stark
soll der BunddieAHValimentieren?

Das liberaleMagazin«Economist»
empfiehlt derdeutschenRegie-
rung, dass sieunbedingtdie Schul-
denbremse lockern sollte.Anders
sei esnichtmöglich, dienotwendi-
gen Investitionenvorzunehmen.
Solltedie Schuldenbremseauch
inder Schweizweniger rigide
angewandtwerden?
Brülhart:DieSchuldenbremsehat zwei
Stufen: denVerfassungsartikel unddie
Umsetzung im Gesetz. In der Verfas-
sung steht, dass sichderSchuldenstand
nominell in Franken verstetigt. Das ist
die strengste Schuldenbremse der
Welt, strengernochals inDeutschland.
Die Schweizer Stimmbevölkerung hat
dieserRegel klar zugestimmt.Dochdas
Parlament hat dann noch eine Dosis
Strenge obendrauf gelegt und Über-
schüsse in Jahresrechnungenzwingend
fürdenSchuldenabbauvorgesehen. So
sinken die Schulden langfristig gegen
null.Das scheintmir eineübertriebene
Strenge. Auch dass die Corona-Schul-
den bis 2035 integral zurückgezahlt
werden sollen, ist ökonomisch schwer
vertretbar.
Schaltegger: Der Internationale Wäh-
rungsfonds lobt die Schweizer Schul-
denbremse und hält die Länder dazu
an, ihreHaushalte inOrdnung zubrin-
gen. InDeutschlandgibt es ein Investi-
tionsproblem – weil man sich zu viele
andere Ausgaben geleistet hat. Die
Schweiz investiert nicht zu wenig. Die
Schuldenbremse hat sich bewährt. Sie

ist nicht zu streng: Der Bund konnte in
der Corona-Krise viel Geld ausgeben;
er hatte den Spielraumdafür.

HerrBrülhart, könntedie Schweiz
dieMittel fürdieArmeeunddie
AHVnicht leichter aufbringen,
wenndieSchuldenbremsenicht
ganz so strengausgelegtwürde?
Brülhart:Wasmirwichtig scheint:Mehr
Schulden gleich mehr Ausgaben, das
stimmtnichtunbedingt.Die Individual-
besteuerung zum Beispiel würde für
den Bund Einnahmeausfälle zur Folge
haben.Dakönntemansagen:Wirfinan-
zierendas, indemwirdieSchuldenwe-
niger raschabbauen.Die Idee,dasseine
Lockerung der Schuldenbremse unbe-
dingt zu einer höheren Staatsquote
führt, ist falsch. Statt Schulden weiter
abzubauen,könntemanauchetwaswe-
niger Steuern eintreiben.
Schaltegger: Die Schuldenbremse hat
die hohen Ausgaben in der Pandemie
erlaubt. In guten Zeiten die Schulden
zu reduzieren, ist ein sinnvollerMecha-
nismus.WolltemandieSchuldenbrem-
se lockern,müsstemanauchdieEigen-
kapitalquote des Bundes definieren.
Aber: «Don’t fix it if it ain’t broken» ist
ein guter Grundsatz. Und: Nach der
Einführung der Schuldenbremse vor
zwanzig Jahren boomte dieWirtschaft
– entgegen den Warnungen einiger
Politiker.
Brülhart:Dass sichdie SchweizdieCo-
rona-Ausgabennur leistenkonnte,weil
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sie vorher Schulden abgebaut hatte –
das stimmt nicht. Der Bund hat das
Geld zu besserenKonditionen bekom-
men als die Regierungen anderer Län-
der, ja.Aber alleOECD-Staatenhaben
grosse Mittel aufgewendet, auch die
viel stärker verschuldeten.
Schaltegger: Dann schauen Sie sich
Frankreich an.Die haben aus demCo-
rona-Modus nicht mehr herausgefun-
den, und nun werden sie von den Fi-
nanzmärkten ins Visier genommen.
Frankreich ist das neue Griechenland.
Frankreich lebtüber seineVerhältnisse
– wie viele andere Länder in der EU.
Brülhart: Von solchen Verhältnissen
sind wir zum Glück meilenweit ent-
fernt. So,wie esmit unserer Schulden-
bremse läuft, geht die Verschuldung
des Bundes eher gegen null als gegen
Griechenland.KeineStaatsanleiheder
Welt ist auf den Finanzmärkten so be-
gehrt wie die schweizerische.
Schaltegger:DerStaat hat andereGüter
bereitzustellen, als es die Privatwirt-
schaft tut. Er sollte seine Aktivitäten
nicht ausweiten auf Felder, die Demo-
skopen zurzeit als attraktiv erachten.

Wassprichtdagegen, die Schulden-
quote stabil zuhalten – stattweiter
Schuldenzu reduzieren?
Schaltegger: Die Schuldenbremse gibt
vor, dassdieAusgaben imEinklangmit
denkonjunkturbereinigtenEinnahmen
seinmüssen.Daraus resultiert eineSta-
bilisierungdernominellenSchulden in

guten Zeiten – und die Möglichkeit,
mehr Schulden zu machen in schlech-
ten Zeiten. Ist das eine Regel, die uns
um Spielräume beraubt? Nein, sie ist
sinnvoll.

Investiert die Schweiz zuwenig
wegenderSchuldenbremse?
Brülhart: Bisher erfreulicherweise
nicht. Es hat keinen Investitionsstau
gegeben, was wohl auch mit der Ein-
richtung von Spezialfonds zusammen-
hängt. Sie garantieren zum Beispiel
Investitionen indieVerkehrsinfrastruk-
tur.
Schaltegger:DieFonds sindein sinnvol-
ler Ansatz – aber sie sind zu freigebig
geworden. Das sind Fleischtöpfe, die
den Appetit der Politik anregen. Es ist
doch seltsam, wenn eine Branche er-
klärt: Bitte investiert nicht so viel. Bei
der Bahn ist es so.

InvestierenkönntederBund
inKinderkrippen.Nun regtdie
ExpertengruppedesBundesaber
an, dassderBundhier garkeine
Leistungenerbringt.DasZiel,
dieArbeitspensenderFrauen
zuerhöhenunddamit auchdie
Zuwanderungzubremsen,wird
mansonicht erreichen.
Schaltegger:Kinderkrippenzufinanzie-
ren, ist einekantonaleAufgabe.Es gibt
hier je nach Landesgegend unter-
schiedliche Ansprüche. Und Bedarfs-
leistungen sollten dezentral erbracht

werden.WennderBunddieseAufgabe
übernähme, würden die Kantone so
vielGeldwiemöglichausdemBundes-
budget abzweigen und sich selbst aus
der Finanzierung zurückziehen. Man
beobachtet auch: Erhöhen die Frauen
die Pensen, arbeiten imGegenzug die
Männerweniger.Das ergibt insgesamt
keine Steigerung.
Brülhart: Ich bin ein Fan der familien-
externenvorschulischenKinderbetreu-
ung. Für die Sozialisierung der Kinder
ist das sehr gut. Aber ich bin einver-
standen: Eine Finanzierung auf Bun-
desebene ist nicht effizienter, alswenn
KantoneundGemeindendafür zustän-
dig sind.

JedeeinzelnebetroffeneBranche
wird imParlament gegenEinspa-
rungen lobbyieren.Bleibt amEnde
nur einSparpaketleinübrig?
Schaltegger: Jedes Parlamentsmitglied
schwört auf die Verfassung. Also hat
das Parlament die Schuldenbremse
einzuhalten, die in der Verfassung
steht. Die klassische Staatsleistung
funktioniert nachdemPrinzip: Von al-
len für alle.Die Interessengruppenha-
ben eine andere Sicht: Von allen für
wenige. Wenn man dem Druck der
Spezialinteressen ständig nachgibt,
überdehntmandasBudget. Subventio-
nen sind eine süsseDroge.

FinanzministerinKeller-Sutter
sagt, dassderBundkeinEinnah-
men-, sonderneinAusgabenprob-
lemhabe.TeilenSiedieAnalyse?
Brülhart: Die Diagnose, ja, aber nicht
dieFolgerung.WenneseinProblembei
den Ausgaben gibt, mussman es nicht
unbedingt bei den Ausgaben lösen. Es
gibt zweiweitereHebel: dieSteuernan-
zuheben oder die Schulden weniger
abzubauen. Eswäre irrational, die bei-
den letzten Optionen von vornherein
auszuschliessen. Nehmen wir einen
privatenHaushalt.

Bitte sehr.
Brülhart: Ein Kind soll in die Privat-
schule wechseln. Das ist teuer. Was
machtdieFamilie? Sie leistet sichkeine
teurenFerienmehr.Oder einElternteil
erhöht sein Arbeitspensum. Oder sie
bittet dieGrosselternumeinenErbvor-
bezug.Warumsoll vondendreiOptio-
nen nur die erste in Betracht gezogen
werden?
Schaltegger: Die politische Ökonomie
besagt klar:Wennalle Interessengrup-
pen ihre Spezialinteressen mit Staats-
mitteln befriedigen können, dann gibt
esDefizite.DarummussmandieFrage
beantworten:Was soll derStaat tunund
wasnicht?Der Staat bewegt sich inBe-
reichen, die für ihn nicht sinnvoll sind.

Die Post hat ihrenGrundauftrag zu er-
füllen und muss nicht nach Aufgaben
suchen, die Private besser erbringen.
Wenn die Wirtschaft um 2 Prozent
wächst und die Staatsausgaben um 3
Prozent, haben wir jedenfalls ein Aus-
gabenproblem.

DerStaat bezahlt höhereLöhneals
privateUnternehmen,unddieZahl
der Staatsangestelltenwächst
stark. Ist das einProblem?
Brülhart: Kollege Schaltegger hat in
diesem Bereich interessante Studien
angestellt. BeimStaat hatmannorma-
lerweise eine längerfristig gesicherte
Stelle. Aus dieser Sichtwäre ein gewis-
ser Abschlag beim Lohn vertretbar.
Aber man muss auch sehen: Das Bun-
desbudget lässt sich nicht wesentlich
entlasten, wenn man hier korrigiert.
Nur etwa ein Zehntel der Bundesaus-
gaben sind Löhne.
Schaltegger: Das ist nicht nur eine fi-
nanzpolitische Frage. Es ist auch eine
Frage des Bildungs- und Arbeitsmark-
tes. Wenn der Staat sich nicht mit der
Produktivität rechtfertigen muss und
diebestenTalentemithöherenLöhnen
anziehenkann,dann ist daseine schäd-
liche Wettbewerbsverzerrung. Der
Staatmuss seineAufgabenguterfüllen,
dafür braucht er guteLeute.Dass er sie
aber besser bezahlt als diePrivaten, ist
unnötig.
Brülhart: Soweit einverstanden. Aber
nochmals: Bei der Sanierung eines
Haushaltes a priori nur bei den Ausga-
ben anzusetzen, ist zutiefst unökono-
misch. Wenn das Volk wirklich mehr
Staatsleistungen wollte – was im Falle
der Armeeausgaben noch alles andere
als klar ist –, dannmüsste es auchbereit
sein, dafür zu zahlen. Es werden zum
Beispiel in der Schweiz jährlich rund
100 Milliarden Franken vererbt, der
grösste Teil davon steuerfrei. Darüber
könnteman schon nachdenken.
Schaltegger: Neuen Steuern kann ich
rein gar nichts abgewinnen. In der
Schweiz gibt es anders als anderswo
eine Vermögenssteuer – und die ist für
dieKantoneundGemeindenmit einem
jährlichen Ertrag von rund 10 Milliar-
denFrankenziemlichergiebig.Wollen
wir, dass dieReichendieFlucht ergrei-
fen wie in Norwegen? Das bringt nie-
mandemetwas.
Brülhart:EinenützlicheFaustregel der
Steuerlehre:Mansolltemöglichst alles
besteuern, zu möglichst moderaten
Sätzen.Mit einerErbschaftssteuer von
durchschnittlich 4 Prozent, wie wir sie
noch 1990 kannten, kämen in der
Schweiz jährlich rund 3 Milliarden
Franken zusammen. Damit liesse sich
ein beträchtlicher Teil der drohenden
Lücke füllen.
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